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Klinck starten nicht bei „null“, sondern 
bringen Know-how und Erfahrungen in 
den Verteidigungsausschuss mit ein.

Welches sind nun die Themen, die anste-
hen? Zum einen sind es die Festlegungen 
im Koalitionsvertrag, auch wenn er offiziell 
keinen verbindlichen Charakter hat. Aber 
ganz gewiss werden die Ministerinnen und 
Minister auch eigene Schwerpunkte setzen, 
die sie im Laufe der Einarbeitung erkennen. 
Für das Bundesministerium der Verteidi-
gung (BMVg) rechnet der VBB mit organisa-
torischen Veränderungen. Es scheint auch 
erkennbar, dass die Besuche von Bundesmi-
nisterin Christine Lambrecht in der Fläche 
der Sondierung von Änderungsbedarf die-
nen. Wir machen keinen Hehl daraus, dass 
wir auf eine gründliche Analyse bauen, 
auch wenn wir wissen, dass die Zeit eilt und 
die Bündnispartner der Bundesrepublik, die 
EU und die NATO, Entscheidungsfreude er-
warten. Nach den ersten Äußerungen unse-
rer Bundesministerin zu der Beschaffung 
der amerikanischen F 35 ist erkennbar, dass 
die neue IBuK mit Tatkraft und Gestal-
tungswillen unterwegs ist.

Wir haben unsere jederzeitige Gesprächs-
bereitschaft bereits der Leitung signalisiert 
und daran erinnert, dass sich die Bundes-
wehr aus den Streitkräften und der zivilen 
Wehrverwaltung mit sich ergänzenden 
Kernaufgaben zusammensetzt.

An der dbb Jahrestagung, die am 10. Janu-
ar erneut in digitaler Form stattfand und 
die alljährlich den gewerkschaftlichen 
Startschuss für die politische Arbeit sym-
bolisiert, nahmen Bundesinnenministerin 
Nancy Faeser und Bundesfinanzminister 
Christian Lindner teil. 

Die Antworten auf die von dem Vorsitzen-
den des dbb, Ulrich Silberbach, erhobene 
Forderung zur Reduzierung der Wochenar-
beitszeit der Bundesbeamten und -beam-
tinnen in Höhe von 41 Stunden enthielten 

die Bundestagswahl hat zu einem politi-
schen Farbwechsel geführt. Die ersten 
Schritte der Gründung einer Koalition und 
der Verankerung der gemeinsamen Ziele in 
einem Koalitionsvertrag wurden zügig voll-
zogen.

Die aktuelle politische Entwicklung der Be-
drohung der Ukraine durch Russland trifft 
eine Bundesregierung, die sich innerhalb der 
ersten 100 Tage befindet; die Zusammen
arbeitsbeziehungen müssen noch etabliert 
werden. Der erste realpolitische Stresstest 
– mindestens für das Verteidigungs- und 
Außenressort – ist eingetreten. 

In den politischen Gremien finden sich eini-
ge bekannte, aber auch viele neue Gesich-
ter. Die Leitung des Verteidigungsausschus-
ses liegt in den Händen einer erfahrenen 
Parlamentarierin, Frau Dr. Marie-Agnes 
Strack-Zimmermann, FDP. Aber auch frisch 
gewählte MdBs wie zum Beispiel Dr. Kristian 
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erwartungsgemäß den Hinweis 
auf die Kassenlage. 

Nicht nachzuvollziehen war je-
doch die Verknüpfung der Bundes-
innenministerin mit der vom dbb 
genannten Zahl der unbesetzten 
Dienstposten im öffentlichen 
Dienst. Nach unseren Recherchen 
ist nicht nur der diskutierte Um-
fang von circa 330.000 sehr hoch 
gegriffen, vielmehr existiert die 
Personallücke vor allem bei den 
Bundesländern. In der weit über-
wiegenden Zahl der Bundesländer 
existiert jedoch bereits eine Wo-
chenarbeitszeit von 40 Stunden. 
Hier werden wir nachhaken. Denn 
der Bund mit seiner guten Perso-
nalpolitik darf nicht abgestraft 
werden für Personallücken in den 
Bundesländern. 

Positiv war allerdings die An
merkung von Bundesinnenminis-
terin Faeser, dass angesparte 
Zeitguthaben möglicherweise zu 
einem früheren Eintritt in den 
Ruhestand führen können. Dies 
wäre eine Abkehr der bisherigen 
Linie des BMI und würde auch 
den Tarifbeschäftigten im Rah-
men der Langzeitkonten zugute-
kommen. Wir bauen hier auf 
die Durchsetzungskraft der 
Ministerin.

Aber noch einmal zurück zum 
Anfang des Editorials – die The-
men des Koalitionsvertrages:

Wir weisen auszugsweise auf eini-
ge inhaltliche Aspekte des Koaliti-
onsvertrages hin, die auch für die 
Zivilbeschäftigten der Bundes-
wehr interessant sein dürften. Für 
Vielleser fügen wir den Link1 der 
Vollversion bei.

Positiv ist: Die Koalition gibt be-
reits auf den ersten Seiten des 
Koalitionsvertrages ein klares 
Bekenntnis zum öffentlichen 
Dienst (Seite 9) ab:

„Die Modernisierung des Staates 
gelingt nur mit einem starken 
öffentlichen Dienst.“

Der Verband der Beamten und 
Beschäftigten der Bundeswehr 
(VBB) begrüßt die Erwartung, 
dass „die Leitung der Ministerien 

und die Führungskräfte im öf-
fentlichen Dienst eine moderne 
Führungs- und Verwaltungskul-
tur vorantreiben und für digitale 
Lösungen sorgen.“ 

Ebenfalls positiv finden wir, 
dass „Eigeninitiative und Mut 
der Beschäftigten wertgeschätzt 
und belohnt werden müssen“; 
auch wenn es offensichtlich 
nötig ist, dies besonders zu er-
wähnen.

Hinsichtlich der erwünschten Ro-
tation zwischen verschiedenen 
Behörden, auch zwischen Bund 
und Ländern, wird allerdings an-
gesichts der heterogenen Ge-
haltsstrukturen im Bund und 
den Bundesländern und der 
sonstigen Besonderheiten ein 
intelligentes Anreizsystem er
forderlich werden.

Größere Flexibilität wird sowohl 
beim Berufseinstieg – „Berück-
sichtigung praktischer Berufser-
fahrungen“ – und beim Berufs-
ende – „Stärkung des Instruments 
des Altersgeldes“ – angestrebt. 
Diese Ziele müssen das Personal-
management des BMVg aufhor-
chen lassen, denn eine Fortfüh-
rung der restriktiven Praxis am 
Berufsende wird dann nicht 
mehr möglich sein. Der Fokus 
muss in einem noch viel stär
keren Maß in einer modernen, 
schnellen und agilen Personal
gewinnung liegen. Nicht aus
zuschließen ist es, dass eine 
zentrale Steuerung diesen An
forderungen nicht mehr genügt 
und regional beziehungsweise 
dezentral besser auf die Adres
saten und Adressatinnen einge-
gangen werden kann. Interessant 
ist in diesem Zusammenhang 
auch, dass die Durchlässigkeit 
von beruflicher und akademi-
scher Bildung verbessert werden 
soll (Seite 28). Es ist zu erwarten 
und wäre auch begrüßenswert, 
wenn die Entgeltordnung für die 
Tarifbeschäftigten hier einer 
Neubewertung unterworfen 
würde.

Im allgemeinen Teil (Seite 12 ff.) 
wird weiterhin eine Planungs- 
und Genehmigungsbeschleuni-
gung angestrebt. Dies soll aus-

drücklich auch für die Planung 
von Infrastrukturprojekten gel-
ten. Hierzu korrespondiert die 
Forderung auf Seite 148, wonach 
explizit die Modernisierung der 
Infrastruktur im Verteidigungs-
bereich beschleunigt werden soll. 
Auch soll die BImA eine Kompe-
tenzerweiterung erfahren (Seite 
89). Diese Forderungen hat die 
Abteilung IUD im BMVg sicher-
lich schon einer Bewertung un-
terzogen und möglicherweise be-
reits eine Strategie entwickelt. 
Wir werden dies sehr genau be-
obachten, führt doch schon die 
Kompetenzverteilung zwischen 
Bund und Ländern zu manch 
einer Verzögerung, auf die wir 
gerne verzichten würden.

Im Rahmen der IT-Konsolidie-
rung sollen klare Verantwortlich-
keiten geschaffen und die IT-
Budgets des Bundes zentral 
zusammengeführt werden (Seite 
15). Hier sind wir gespannt, wel-
che Position das BMVg nicht nur 
hinsichtlich der grünen IT ein-
nehmen wird.

Der VBB begrüßt ausdrücklich 
den Ansatz (Seite 148), aus dem 
Auftrag und den Aufgaben der 
Bundeswehr das Fähigkeitsprofil 
und daraus die materiellen und 
personellen Bedarfe der Bundes-
wehr abzuleiten. Dieses hatte 
der VBB bereits nachdrücklich 
gefordert und darauf hingewie-
sen, dass ein effizienter und ef-
fektiver Einsatz der Ressourcen 
zur Erhöhung der Einsatzbereit-
schaft unerlässlich ist. Dazu ge-
hört auch, dass Soldatinnen und 
Soldaten ihre Kernaufgaben defi-
nieren und priorisieren. Die Zivil-
beschäftigten der Bundeswehr 
müssen ihr fachliches Know-how 
in der Wahrnehmung ziviler Auf-
gaben einbringen. Das schließt 
auch die Spitzenpositionen im 
BMVg ein, damit Fachaufsicht 
kompetent ausgeübt werden 
kann. 

Es ist bekannt, dass die finanziel-
len Ressourcen schon jetzt nicht 
für die geforderten, geplanten 
und beschlossenen Beschaffun-
gen ausreichen. Aus diesem 
Grunde empfiehlt der VBB nach-
drücklich, den Planungsprozess 

der Bundeswehr kritisch zu hin-
terfragen. Ist die Planungsabtei-
lung mit dem großen Planungs-
amt richtig aufgestellt? Der 
Truppe nützen keine Beschaf-
fungsvorhaben, wenn eigentlich 
klar ist, dass der Scheck nicht ein-
gelöst wird und das Gerät nicht 
oder nicht in dem erforderlichen 
Umfang kommt. Wenig Ver-
ständnis haben wir, wenn die 
Planungsabteilung, die den Be-
darf der Streitkräfte definieren 
soll, dieses „erfolgreiche“ System 
auch auf die gesamte Bundes-
wehr ausweiten will. Hier ist Ein-
halt geboten. Wir verlassen uns 
auf eine gründliche Analyse!

Die Bundeswehr muss demogra-
fiefest und langfristig auch mit 
Blick auf die Altersstruktur aus-
balanciert sein (Seite 149). Es sol-
len daher weitere Maßnahmen 
zur Steigerung der Attraktivität 
des Dienstes in der Bundeswehr 
eingeführt und dabei auch der 
Übergang der Soldaten auf Zeit 
in die Wehrverwaltung erleich-
tert sowie in die freie Wirtschaft 
verbessert werden. Wir sagen 
dazu: Der Wechsel von ehemali-
gen Soldatinnen und Soldaten 
auf Zeit in die Wehrverwaltung 
ist eine seit Jahren gelebte Wirk-
lichkeit in der Bundeswehr. Aller-
dings ist es für eine gute Aufga-
benwahrnehmung unerlässlich, 
dass die erforderlichen Fach-
kenntnisse vorhanden sind. 

Eine Maßnahme der Attraktivi-
tätssteigerung sehen wir in der 
längst überfälligen Reduzierung 
der Wochenarbeitszeit (siehe 
oben).

Der VBB wünscht der neuen Lei-
tung des BMVg viel Erfolg und ist 
bereit, die Entscheidungsprozes-
se konstruktiv zu begleiten.

1 �https://www.bundesregierung.de/
breg-de/service/gesetzesvorhaben/
koalitionsvertrag-2021-1990800

In diesem Sinne 
Ihre

Imke v. Bornstaedt-Küpper 
Bundesvorsitzende
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Der Wechsel – ein erstes Resümee
Mit Abgabe der Stimme eines/einer jeden zur 
Bundestagswahl Ende September 2021 wurde 
bekanntlich der Startschuss für eine neue 
Regierung gesetzt.

Nach Auszählung der Stimmen, 
den Koalitionsverhandlungen, 
dem Koalitionsvertrag und der 
Regierungsbildung wurde am 
8. Dezember 2021 Olaf Scholz 
zum Bundeskanzler gewählt. 
Das neue Kabinett ist zwi-
schenzeitlich vereidigt und 
Christine Lambrecht somit die 
neue Bundesverteidigungs
ministerin.

Ihr zur Seite stehen MdB 
Siemtje Möller und MdB Tho-
mas Hitschler als parlamentari-
sche Staatssekretäre im BMVg. 
Ihnen allen gratuliert der Ver-

band der Beamten und Be-
schäftigten der Bundeswehr 
sehr herzlich. Wir wünschen 
viel Erfolg bei der verantwor-
tungsvollen Aufgabe und ste-
hen als Interessenverband je-
derzeit unterstützend zur 
Verfügung.

Mit einem Großen Zapfen-
streich wurde am 15. Dezem-
ber 2021 schließlich Annegret 
Kramp-Karrenbauer nach 
zweieinhalb Jahren als Vertei-
digungsministerin verab-
schiedet. Auch ihr gilt unser 
Dank.

Mit von Bord ging nach 16 Jah-
ren als Staatssekretär (davon 
etliche Jahre allein im Verteidi-
gungsministerium) auch Sts 
a.D., Gerd Hoofe. Auch ihm dan-
ken wir für die kollegiale Zusam-

menarbeit und das stets offene 
Ohr.

Für ihn übernommen hat Dr. 
Margaretha Sudhof als verbe-
amtete Staatssekretärin. Sie 
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Großer Zapfenstreich in Berlin zur Verabschie-
dung von Annegret Kramp-Karrenbauer
Die VBB-Vorsitzende, Imke v. Bornstaedt-Küpper, hatte die Ehre, bei dem Zapfenstreich  
für die scheidende Bundesministerin Annegret Kramp-Karrenbauer anwesend zu sein.

Es war eine würdige Veran
staltung und gefühlt ging ein 
Aufatmen durch die Schar der 
Gäste, als die scheidende Mi-
nisterin Seite an Seite mit Ge-
neralinspekteur Eberhard Zorn 
und der neuen Ministerin 
Christine Lambrecht zu dem 

Podest schritt. Einen harmoni-
schen Umgang miteinander 
demonstrierten die beiden Mi-
nisterinnen auch am Ende der 
Zeremonie. Sie verabschiede-
ten sich in einer offensichtlich 
freundlichen Atmosphäre. 
Nach den vorausgegangenen 

Zeitungsberichten war das ein 
gutes Signal.

Für Heiterkeit sorgen regelmä-
ßig die Musikwünsche der Ge-
ehrten. Nachdem Bundeskanz-
lerin Merkel sich das Lied aus 
der DDR „Du hast den Farbfilm 

vergessen“ gewünscht hatte, 
amüsierte der Liedwunsch von 
Ministerin Annegret Kramp-
Karrenbauer „Die Glorreichen 
Sieben“ die Gäste. Ein Lob an die 
Musikerinnen und Musiker der 
Bundeswehr:Es kam eine richti-
ge Westernstimmung auf!�
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war zuletzt Staatssekretärin im 
Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz. Ihr 
unterstellt sind die Abteilung 
Haushalt und Controlling, die 
Abteilung Recht, die Abteilung 
Personal, die Abteilung Infra-
struktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen sowie der 
Stab Organisation/Revision. 
Der VBB freut sich auf die Zu-
sammenarbeit und hat auch 
ihr gratuliert.

Einzig die Position des zweiten 
beamteten Staatssekretärs, 
der die Abteilungen Ausrüs-
tung und Cyber/Informations-
technik zugeordnet sind, er-
fährt mit Benedikt Zimmer 
keine Veränderung.

Mit dem Wechsel an der Spitze 
dreht sich das Personalkarusell 
aber auch in den darunterlie-
genden Abteilungen … So kön-
nen wir gespannt sein, welche 
weiteren Personalveränderun-
gen in den kommenden Wo-
chen getroffen werden. Der 
Flurfunk berichtet so einiges, 
wir werden sehen, was sich da-
von bewahrheitet, und dann zu 
gegebener Zeit berichten.

Welche Auswirkungen hat dies 
alles nun auf das Verteidigungs-
ressort und die Arbeit des Ver-
bandes der Beamten und Be-
schäftigten der Bundeswehr?

Mit Christine Lambrecht hat 
Bundeskanzler Olaf Scholz eine 

starke und regierungserfahre-
ne Ministerin an die Spitze des 
Verteidigungsministeriums be-
rufen, die zuletzt zwei Ministe-
rien geleitet hat.

Auch wenn zwei Drittel der in 
der Bundeswehr tätigen Men-
schen Soldat(inn)en sind, so 
entfällt immer noch ein Drittel 
auf das Zivilpersonal. Wir hof-
fen doch sehr, dass die Ministe-
rin alle Statusgruppen im Blick 
hat und falls nicht, erlauben 
wir uns, daran zu erinnern.

Mit Staatssekretär Thomas 
Hitschler hat der Verband be-
reits in den letzten Jahren ver-
trauensvoll zusammengearbei-
tet. Dies wünschen wir uns 

nunmehr auch für die Zukunft 
und die vor uns liegenden Auf-
gaben.

Auch Staatssekretärin Siemtje 
Möller, zuvor als Bundestags-
abgeordnete im Verteidigungs-
ausschuss, ist dem Verband 
keine Unbekannte. Auch ihr 
gilt unsere Unterstützung.

Im Interesse der Aufgaben
erfüllung der Bundeswehr und 
aufgrund der Verantwortung, 
die wir gegenüber den Men-
schen in der Bundeswehr ha-
ben, hoffen wir auf eine kolle-
giale Zusammenarbeit mit 
allen Verantwortlichen. Unser 
Gesprächsangebot steht –  
jederzeit!�

Von der Vorstellung direkt in medias res 
– auf Antrittsbesuch bei Sts’in Dr. Sudhof
Auch wenn das Verteidigungsministerium im Vergleich zu den anderen 
Ressorts schon einige Besonderheiten aufzuweisen hat, so ist es doch von 
Vorteil, wenn die Position der beamteten Staatssekretärin/des Staatssekre-
tärs mit jemandem besetzt wird, dem die Aufgaben nicht ganz fremd sind 
– so geschehen bei Frau Dr. Margaretha Sudhof.

Staatssekretärin Dr. Sudhof 
kann auf zahlreiche Verwendun-
gen zurückblicken, die ihr bei 
ihrer jetzigen Position zum Vor-

teil gereichen und die den 
sprichwörtlichen Blick über den 
Tellerrand bereits beinhalten. 
Immerhin umfasst ihr Aufgaben- 

gebiet die Abteilungen Haus-
halt/Controlling, Recht, Perso-
nal und Infrastruktur, Umwelt-
schutz und Dienstleistungen.

So verwunderte es auch 
nicht, dass der Antrittsbesuch 
der Bundesvorsitzenden des 
Verbandes der Beamten und 
Beschäftigten der Bundes-
wehr (VBB), Imke v. Bornstaedt-
Küpper, nach einer kurzen 
Vorstellungsrunde direkt mit-
ten in die Themen (Personal-
gewinnung, Evaluierung PEK, 
Altersteilzeit, A 13gZ et cete-
ra) ging. Nach einer kurzen 
Skizzierung der Probleme 
durch die Bundesvorsitzende 
konnte Frau Sts’in Dr. Sudhof 
verschiedentlich direkt aus 
den anderen Ressorts und der 
dortigen Handhabung berich-
ten. Es bleibt nunmehr zu 
hoffen, dass einige vom VBB 
angesprochene Themen nicht 
weiter verzögert werden.

Zu guter Letzt regte der VBB 
an, das Instrument der Koordi-
nierungsgruppensitzung wie-
der ins Leben zu rufen, um so 
einen besseren Austausch zwi-
schen dem Haus und den Ver-
bänden im Interesse aller Be-
schäftigten zu gewährleisten. 
Frau Sts’in Dr. Sudhof zeigte 
sich dem aufgeschlossen ge-
genüber.�
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VBB und VSB gemeinsam für die Bundeswehr!
Der Verband der Beamten und Beschäftigten der 
Bundeswehr e.V. (VBB) und der Verband der Sol-
daten der Bundeswehr e.V. (VSB) vertreten zusam-
men alle Statusgruppen der Bundeswehr.

Der VSB die Soldatinnen und 
Soldaten und der VBB die Be-
amtinnen und Beamten sowie 
die Tarifbeschäftigten. Die bei-
den Verbände pflegen einen 
regelmäßigen Austausch zu 
den relevanten Themen. Der 
Regierungswechsel war Anlass 
für eine gemeinsame Be-
standsaufnahme durch die 
Bundesvorsitzende des VBB, 
Ministerialrätin Imke v.  
Bornstaedt-Küpper, und den 
Vorsitzenden des VSB, Haupt-
mann Andreas Füllmeier.

Trotz aller Besonderheiten der 
Statusgruppen gibt es einige 

wichtige Themen, die für alle 
Angehörigen der Bundeswehr 
gleichermaßen relevant sind. 
Es ist ein gemeinsames Anlie-
gen von VBB und VSB, die Rah-
menbedingungen für alle Be-
schäftigten der Bundeswehr zu 
verbessern. Wir sind uns be-
wusst, dass alle Beschäftigten 
ein gemeinsames Ziel vereint: 
eine moderne, zukunftsfähige 
Bundeswehr, die in die Lage 
versetzt werden muss, ihren 
gesetzlichen Auftrag zu erfül-
len. Das Alleinstellungsmerk-
mal der Bundeswehr ist der mi-
litärische Auftrag, der nur von 
Soldatinnen und Soldaten er-

füllt werden kann, unter Ein-
satz von Waffen, der eigenen 
Gesundheit und gegebenen-
falls des eigenen Lebens.

Das Herz der Bundeswehr ist 
die Truppe, es sind die Solda-
tinnen und Soldaten, die sich 
auf Einsätze vorbereiten und 
für ihre militärischen Aufträge 
bereitstehen, die vom Parla-
ment im Rahmen der Landes- 
oder Bündnisverteidigung ent-
schieden werden. Diese Truppe 
wird von einer agilen und kom-
petenten Wehrverwaltung un-
terstützt.

Der VBB und der VSB vertreten 
die Auffassung, dass die höchs-
te Priorität darin besteht, die 
Bundeswehr personell und ma-
teriell so auszustatten, dass die 
von der Politik auf der Grund
lage einer sicherheitspolitischen 
Analyse definierten Aufgaben 
erfüllt werden können. Diese 
Analyse muss dazu führen, 
dass das Fähigkeitsprofil für die 
Streitkräfte kritisch zu prüfen 
ist. Dabei wurde bereits im Ko-
alitionsvertrag angekündigt, 
dass gemeinsame europäische 
Lösungen im Einklang mit den 
vorhandenen Kräften in der 
NATO zu finden sein werden. 
Die konsequente Umsetzung 
dieses gemeinsamen Vorge-
hens kann dazu führen, dass 

einzelne Fähigkeiten gegebe-
nenfalls vollständig in die Hän-
de von Partnern gelegt werden 
könnten. Die Auswirkungen 
auf die personellen und mate-
riellen Vorgaben für die Streit-
kräfte ist die Folge.

Vor dem Hintergrund finanziel-
ler und auch personeller Res-
sourcen wird die Beantwor-
tung der Frage, ob es 
sicherheitspolitisch erforder-
lich und geboten ist, dass die 
deutschen Streitkräfte weiter-
hin über alle Fähigkeiten verfü-
gen sollten, von entscheiden-
der Bedeutung für die Zukunft 
der Bundeswehr sein. VSB und 
VBB nehmen wohlwollend zur 
Kenntnis, dass die neue Bun-
desregierung dies im Koaliti-
onsvertrag berücksichtigt hat. 
Dabei wird deutlich, dass es 
nicht als eine Pflichtübung, 
sondern als die vornehme Auf-
gabe einer zukunftsorientier-
ten Regierung in einem sicher-
heitspolitischen Kontext 
gesehen wird.

Erst in einem zweiten Schritt 
sind Folgefragen zu klären, wie 
die Zuordnung von Personal 
und Material zu den definierten 
Kernaufgaben oder organisato-
rische Angelegenheiten. Wel-
cher Personalumfang insge-
samt erforderlich ist und in 

Sitzungswoche –  
VBB führt erste Gespräche mit MdBs
Am 13. Januar 2022 konnte die Bundesvorsitzende, Imke v. Bornstaedt- 
Küpper in der ersten Sitzungswoche des Jahres Gespräche im Bundestag 
führen, unter anderem mit MdB Dr. Klinck.

MdB Dr. Kristian Klinck ist 
direkt gewählter Abgeord
neter des Wahlkreises 06 
Preetz/Neumünster und 
neues Mitglied im Bundes-
tag sowie im Verteidigungs-
ausschuss.

Da er zwei Jahre gedient und 
Reservistendienst geleistet 
hat, ist er mit der Bundes-
wehr vertraut. Noch ist nicht 
bekannt, für welche Themen 
die MdBs im Verteidigungs-
ausschuss Berichterstatter/ 

-in sind. Aber unabhängig 
davon gab es genug Ge-
sprächsstoff.

Wir wünschen Dr. Klinck viel 
Erfolg und Freude bei der par-
lamentarischen Arbeit!�
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BwFuhrparkservice GmbH –  
Beistellung der Zivilkraftfahrer nicht verlängert
Der Hauptpersonalrat (HPR) beim BMVg wurde zur Verlängerung der Beistel-
lung der Zivilkraftfahrer bis zum 31. Dezember 2021 aufgefordert. Voraus-
gegangen waren mehrere Informationsveranstaltungen zur Wirtschaft
lichkeitsuntersuchung der BwFuhrparkservice GmbH und zu der Frage, wie 
zukünftig der Kraftfahrbetrieb der Bundeswehr weitergeführt werden soll.
Hier wurden drei verschiedene 
Modelle betrachtet:

1. �Weiterbetrieb durch die 
BwFuhrparkservice GmbH in 
optimierter Form

2. �Betrieb in Eigenverantwor-
tung durch die Bundeswehr

3. �Abgabe an externen Betrei-
ber

Die vonseiten des HPR gestell-
ten Fragen, insbesondere nach 
Art, Umfang und nach den zu 
übertragenden Aufgaben, 
konnte das BMVg nicht voll-
ständig beantworten. Lediglich 
Annahmen und Ideen, die bis-
lang noch nicht entschieden 
sind, wurden durch das BMVg 
vorgetragen. Ebenfalls ist wei-
terhin unklar, wie die Entschei-
dung über die Folgelösung des 
Fahrbetriebes ausfällt. Mit ei-
ner Entscheidung ist erst ab 
Mitte des Jahres 2022 zu rech-
nen.

Der HPR konnte dem Anliegen 
des Ministeriums zur Verlänge-
rung der Beistellung aufgrund 
der bestehenden Unklarheiten 
nicht zustimmen. Gleichzeitig 
hat der HPR einen Initiativan-
trag zu einer Übergangslösung 
ab 1. Januar 2022 gestellt, der 

den Fahrbetrieb weiter sicher-
stellen soll.

Das Ministerium hat daher mit 
Erlass P II 7 vom 21. Dezember 
2021 eine Übergangsregelung 
bis zum 31. März in Kraft ge-
setzt, die die Arbeitsfähigkeit 
der BwFPS GmbH gewährleis-
tet.

	< Sicherung der Kraft-
fahrerpauschalen bis 
30. Juni 2022

Kurz vor Weihnachten kam 
große Unruhe beim betroffe-
nen Personal auf. Am 10. De-
zember 2021 teilte das Bundes-
ministerium des Innern in 
einem Rundschreiben mit, dass 
die übertariflichen Maßnah-
men zur Sicherung des Pau-
schalentgelts von Kraftfahre-
rinnen und Kraftfahrern des 
Bundes vom 1. Juli 2020 bis 

zum 31. Dezember 2021 nicht 
verlängert werden und die ta-
riflichen Bestimmungen wie-
der anzuwenden sind. Das BMI 
begründet diese Entscheidung 
damit, dass im 2. Halbjahr 2021 
keine vergleichbar massiven 
Einschränkungen des öffentli-
chen Lebens und entsprechend 
auch der Arbeitswelt vorlagen.

Im Weiteren führt das BMI aus, 
dass sich das derzeitige Fahr-
tenaufkommen auch infolge 
einer gewandelten Arbeitswelt 
verringert hat. Die fortschrei-
tende Digitalisierung unter 
anderem durch verstärkte 
Nutzung von Videokonferenz-
technik und auch neue Nach-
haltigkeitszielsetzungen 
wirken sich insoweit auf den 
Kraftfahrbetrieb aus. Lediglich 
für den Übergang in das tarif-
vertragliche Entgeltsystem der 
Kraftfahrerinnen und Kraft-

fahrer sollte bis zum 30. Juni 
2022 das Entgelt um eine Pau-
schalgruppe niedriger gesichert 
werden. Dies hätte bei vielen 
Kolleginnen und Kollegen in 
großen Teilen zu erheblichen 
Gehaltseinbußen geführt.

Dank schnellen Handelns der 
Arbeitsgemeinschaft der 
Hauptpersonalräte Bund konn-
te hier noch eine Kehrtwende 
herbeigeführt werden. Ein per-
sönliches Schreiben an die 
frisch im Amt eingeführte Bun-
desministerin des Innern, Nan-
cy Faeser, hat auf den Miss-
stand aufmerksam gemacht.

Dies führte dazu, dass mit 
Rundschreiben D5-31005/26#1 
vom 23. Dezember 2021 der 
vorherige Erlass aufgehoben 
wurde und die Übergangsrege-
lung zur Sicherung des Pau-
schalentgeltes bis zum 30. Juni 
2022 fortgeführt wird.

Der VBB begrüßt die Entschei-
dung des BMI; diese gibt zu-
mindest für das nächste Halb-
jahr vielen Tarifbeschäftigten 
Planungssicherheit.�
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welchem Verhältnis von Berufs-
soldaten und Berufssoldatin-
nen sowie Soldaten und Solda-
tinnen auf Zeit diese Aufgaben 
erledigt werden können, gehört 
auch dazu. In diesem Rahmen 
muss dann auch die Bundes-
wehrverwaltung näher be-

trachtet werden, zum Beispiel 
ob der Wegfall des dreistufigen 
Verwaltungsaufbaus den Erfor-
dernissen der Landesverteidi-
gung noch gerecht wird.

Die Angehörigen der Bundes-
wehr haben das Recht auf 

eine gründliche Analyse und 
ein transparentes Lagebild. 
Sie wollen aktiv dazu beitra-
gen, die Aufgaben zu erfül-
len und am Erfolg teilhaben, 
und sie wollen mitgenom-
men werden auf dem Weg  
in die Zukunft.

Der VBB und VSB sind  
bereit, sich bei der Analyse 
und der Entscheidungs- 
findung einzubringen. Ver- 
bände können hier auch  
eine wichtige Rolle in der 
Transformation wahrneh- 
men.�
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